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10 Jahre kantonales
Frauenstimmrecht
Am Samstag (15. November) sind es genau
zehn Jahre her gewesen, dass im Kanton
Zürich das Frauenstimmrecht angenom-
men wurde. Die Zürcher Frauenzentrale
veranstaltete deshalb zusammen mit den
politischen Frauengruppen sowie — last
but not least — mit unserem Verein eine
Feier, die auf dem Lindenhof begann. We-
gen des unfreundlichen Wetters und auch
wegen einer gewissen Nervosität der rund
150 Teilnehmer vorwiegend weiblichen Ge-
schlechts, bewirkt durch vereinzelte Stör-
aktionen von AJZ-Aktivisten, begab man
sich nach dem Auftakt der Stadtjugendmu-
sik und den Grussworten des Stadtpräsi-
denten Sigmund Widmer unverzüglich ins
Stadthaus. Dort hielt Frau Dr. Z./7/y A/abho/z,
Präsidentin der Eidg. Kommission für
Frauenfragen, einleitend Ausblick auf noch
offene Frauenpostulate (diesen finden Sie
auf Seite 1 dieser Nummer abgedruckt).
Die ßo/ctern-Sp/'e/frai/er) brachten die An-
wesenden — es befanden sich unter ihnen
verschiedene Parlamentarierinnen — mit
ihren Szenen «Heidis Erfahrungen mit der
Politik» zum Schmunzeln; Aha-Erlebnisse
mussten in diesem Kreis von Eingeweihten
natürlich nicht mehr vermittelt werden.
Abschliessend setzte sich Frau Ständerä-
tin/Stadträtin Dr. £m/'//e L/'eberberr mit der
Frage auseinander, auf welche Weise
Frauen politisch tätig sein sollten. Sie be-
kündete ein gewisses Verständnis für jene
vorwiegend jüngeren Geschlechtsgenos-
sinnen, die ob der «offiziellen Politik» in
Frauenfragen erbittert resignieren, plä-
dierte aber doch mit Überzeugungskraft
für eine Männer und Frauen integrierende
Politik. Bis ein solcher Idealzustand er-

reicht sei, seien jedoch Frauenorganisatio-
nen, Frauengruppen in den Parteien, die
Eidg. Kommission für Frauenfragen usw.
weiterhin dringend nötig, sagte sie. Sie
rief die Frauen auf, Solidarität zu üben,
und gab der Hoffnung Ausdruck, dass sich
im nunmehr angebrochenen, zweiten Jahr-
zehnt das Selbstwertgefühl aller Frauen
nachhaltig verbessern möge. es.

Studie «Frau und Gesamt-
Verteidigung» liegt nun vor
Das Eidgenössische Militärdepartement
hat am 24. November — endlich — die
Studie der ehemaligen FHD-»Chefin An-
drée Weitzel «Die Mitwirkung der Frau in
der Gesamtverteidigung» veröffentlicht.
(Andrée Weitzel lieferte sie Ende 1979 der
Zentralstelle für Gesamtverteidigung ab!)
Hauptanliegen dieser Studie ist die bes-
sere Ausbildung der Frau in Fragen des
Verhaltens und Überlebens im Katastro-
phen- und Konfliktfall. Es werden insge-
samt 18 Varianten unterbreitet, wie die
Frauen für die Gesamtverteidigung vorbe-
reitet werden könnten. Ein obligatorischer
Militärdienst für Frauen wird nicht vorge-
schlagen. Am weitesten ginge ein halb-
jähriger obligatorischer Sozialdienst.
Die Gesamtverteidigungskonzeption aus
dem Jahr 1973 wendet sich an die Gesamt-
heit des Volkes. Es gibt jedoch bis heute
keine Rechtsgrundlage, so heisst es im
Bericht, welche die Frau zur Mitwirkung im
Rahmen der Gesamtverteidigung verpflich-
ten würde. Im Ernstfall kann der General
jedoch «alle Kräfte des Landes» aufbieten
zum Einsatz in Wirtschaft, Infrastruktur,
Unterhalt, Versorgung, Produktion usw.
Diese Art des Vorgehens kritisiert Andrée
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Weitzel als «anachronistisch». Es wider-
spreche geradezu dem Auftrag der Ge-
Samtverteidigungskonzeption, nämlich
Vorbereitung für den Krisenfall zu treffen.
Sie verlangt daher einen Verfassungsarti-
kel, der Kompetenzen, Rechte und Pflich-
ten sowie die Ausbildung der Frau im Be-
reich der Gesamtverteidigung regelt.

Nicht dass die Frauen sich bisher im
Kriegsfall nicht auch eingesetzt hätten:
Weitzel betont, sie hätten bei der Pflege
der Kranken und Verwundeten, der Be-
treuung der Betagten und Kinder, bei der
Versorgung und der Arbeit hinter der
Front immer wieder mitgewirkt. In der
heutigen Zeit, wo weitreichende Waffen
sehr viel mehr Opfer unter der Zivilbevöl-
kerung fordern als früher, sei es jedoch
notwendig, die Zivilbevölkerung frühzeitig
über das Verhalten in Katastrophen- und
Konfliktfällen zu instruieren.

Während die Männer solche Instruktionen
im Rahmen ihres Militärdienstes erhalten,
fehlt sie für Frauen weitgehend. Weitzel
fordert daher Kenntnisse der Frauen in
Sicherheitspolitik, Bedrohungsformen, Zi-
vilschuz, Kriegswirtschaft, psychologischer
Abwehr, Information und Staatsschutz so-
wie über die Zusammenarbeit von militä-
rischen und zivilen Organen.

Eine solche Ausbildung bekommen heute
nur jene Frauen, die sich freiwillig zur Mit-
arbeit im Frauenhilfsdienst (FHD), im Rot-
kreuzdienst als Teil des Sanitätsdienstes
der Armee oder im Zivilschutz gemeldet
haben. Im FFID sind heute rund 2000
Frauen integriert (der Sollbestand wäre
3500 Frauen). Im Rotkreuzdienst arbeiten
rund 4500 freiwillige Helferinnen (Sollbe-
stand 6600). Im Zivilschutz sind rund 20 000
Frauen organisiert.

Es fehlen Soldaten

Wegen des Geburtenrückgangs werden
der Armee 1995 rund 45 000 Soldaten feh-
len. Weitzel schlägt vor, zu prüfen, wo
Frauen im Ernstfall Männer ersetzen könn-
ten, damit diese für den Kampf frei wer-
den — und zwar im zivilen (öffentliche Ver-
waltung, Produktion, Dienstleistungsbe-
triebe) wie im militärischen Bereich (für
Hilfsdienste).

Obligatorisch oder fakultativ?
Die Ausbildung der Frau in allen Bereichen
der Gesamtverteidigung könne obligato-
risch (vorgeschrieben) oder fakultativ (frei-
willig sein, schreibt Weitzel. Dies zu ent-
scheiden sei Sache der politischen Behör-
den. Die Ausbildung könne in der Schule
oder nachher erfolgen.
Andrée Weitzel unterbreitet in ihrer Studie
insgesamt 18 Varianten, wie die Frauen
für die Gesamtverteidigung vorbereitet
werden können. Die Hälfte davon sieht
obligatorische Ausbildung vor, zum Bei-
spiel:
# Sechsmonatiger Sozialdienst mit Aus-
bildung und Einsatz für alle Frauen zwi-
sehen 18 und 25 Jahren in sozialen oder
anderen Institutionen (was den Personal-
mangel bei zahlreichen Institutionen wie
Spitälern, Pflegeheimen usw. mildern
würde).
# Ausbildung auf Sekundarschulstufe für
Mädchen und Knaben über das Verhalten
in Gefahr: Überleben, Alarm, Erste Hilfe,
Hilfe für andere.

# Zusätzliche Ausbildung des Kranken-
Pflegepersonals für den Katastrophenfall.
# Spezielle Kurse für Frauen in der Bun-
desverwaltung für den Ernstfall.
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9 Spezielle Ausbildung solcher Frauen,
die mit Kulturgütern zu tun haben (Mu-
seen, Konservatorien, Bibliotheken), damit
sie wissen, wie sich verhalten.

Als fakultative Varianten seien erwähnt:

9 Freiwilliger Sozialdienst für 18- bis 60-
jährige Frauen, der allen sozialen Institu-
tionen schon heute zugute käme.

9 Freiwillige oder obligatorische Kurse für
Bäuerinnen, die im Ernstfall unter er-
schwerten Umständen produzieren müs-
sen.

9 Erste-Hilfe-Kurse für alle.

Weitzel betont, dass die Varianten sich
nicht ausschliesslich, sondern dass mehre-
re gleichzeitig verwirklicht werden können.

Was passiert nun?

Der Bericht von Andrée Weitzel liegt zur-
zeit bei der Zentralstelle für Gesamtvertei-
digung. Sie beabsichtigt, heisst es in einer
Pressemitteilung, die Stellungnahmen des
Rates für Gesamtverteidigung und der Eid-
genössischen Kommission für Frauenfra-
gen einzuholen und dem Bundesrat ge-
stützt darauf das weitere Vorgehen zu em-
pfehlen.

Frauen, die in der Politik zum
Zug kommen, sind hochqualifi-
ziert; ihr Einfiuss ist darum gros-
ser als ihre zahlenmässige
Stärke.
FDP-Präs/'c/enf Hans Georg Lücö/'ngers
Faz/f nach zehn Jahren Frai/ensf/mmrecöf

SVP-Frauenkonferenz diskutierte
das neue Eherecht
In Horgen fand unter der Leitung der Prä-
sidentin, Frau Fürsprech Evelyn Lüthi-Co-
lomb die 7. Frauenkonferenz der Schweize-
rischen Volkspartei (SVP) statt. Thema der
beiden Konferenztage bildete, nach einfüh-
renden Referaten von Hertha Mäder, Bern,
und Ruth Reusser (Sektionschefin beim
Bundesamt für Justiz) die Revison des
Eherechtes.
Der vom Bundesrat vorgelegte Revisions-
entwurf zum Eherecht fand grösstenteils
die Zustimmung der SVP-Frauenkonferenz.
Eine Revision des geltenden Eherechts, die
dem Partnerschaftsgedanken in der Ehe
Rechnung trägt und auf eine Rollenfixie-
rung der einzelnen Partner verzichtet, ist
notwendig. Dadurch, dass die Verantwor-
tung für die Verteilung der Familienlasten
von den Ehegatten selbst getragen werden
soll — was eine grössere Gesprächsbereit-
schaft zwischen den Partnern erfordert —
erhoffen sich die SVP-Frauen ene Stärkung
von Ehe und Familie.
Die Regelung von Namen und Bürgerrecht
im Entwurf ist nicht befriedigend. Aller-
dings sollte die Vorlage im Hinblick auf ein
allfälliges Referendum auch nicht zu sehr
belastet werden. Die SVP-Frauenkonferenz
schliesst sich deshalb der Version an, wie
sie von der ständerätlichen Kommission
vorgeschlagen worden ist, wonach den
Ehepartnern, die aus berechtigten Gründen
den Namen der Ehefrau als Familiennamen
führen möchten, der Weg der erleichterten
Namensänderung offensteht. Auch punkto
Bürgerrecht möchte die SVP-Frauenkonfe-
renz den Vorschlag der ständerätlichen
Kommission unterstützen, der vorsieht,
dass die Ehefrau zwar das Bürgerrecht des
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